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Ohne Personal aus demAusland
geht im Schweizer Gesundheits-
wesen gar nichts. Mittlerweile
haben 33 Prozent derPflegefach-
personen und 40 Prozent der
Ärztinnen undÄrzte ein auslän-
disches Diplom. Bei denMedizi-
nern hat sich die Zahl innert
20 Jahren vervierfacht,während
jene mit eidgenössischem Ab-
schlussmehroderweniger gleich
geblieben ist.

Zwar rekrutieren Spitäler und
Heime nachwie vormehrheitlich
in denNachbarländern, dochwie
neueste Statistiken zeigen, stag-
nieren die zugewanderten Fach-
kräfte aus Deutschland, Italien
und Frankreich – sie sind sogar
leicht rückläufig. Deshalb hat
man begonnen, auch in jenen
LändernArbeitskräfte abzuwer-
ben, deren Gesundheitswesen
besonders stark unter Personal-
mangel ächzen: Rumänien, Bul-
garien, Ungarn, Polen, Kroatien
oder Lettland.

Die älterenMenschen
leiden ammeisten
Das Nachsehen haben die Staa-
ten, die ganz am Schluss der
Abwerbungskette stehen,wie das
Beispiel der Republik Moldau
zeigt. Das kleine Land führt die
internationale Rangliste bei der
Abwanderung an. Da etwa die
Hälfte der Bevölkerung auch den
rumänischen Pass besitzt und
die Schweiz die Personenfreizü-
gigkeit fürRumänien schrittwei-
se ausgedehnt hat, nutzen jähr-
lich Hunderte die Möglichkeit,
in Westeuropa zu arbeiten. Mit
fatalen Folgen fürdieVersorgung
der eigenen Bevölkerung.

Die Lebenserwartung ist in
Moldaumit 70 Jahren gering und
die medizinischen Behandlun-
gen sind vor allem in ländlichen
Gebieten nicht gewährleistet.

Natalia Postolachi leitet Casmed,
die grösste Organisation für
häusliche Pflege. Sie sagt: Man-
che Regionen gälten als eigent-
liche «Medizinwüsten». Es gebe
Orte, da komme ein Hausarzt
höchstens einmal pro Woche
vorbei und dann hätten Schwan-
gere und Kinder Vorrang. «Älte-
re Menschen müssen warten
oder kommen überhaupt nicht
an die Reihe.»

Wie akut die Situation ist, hat
Postolachi vor ein paar Wochen
kürzlich selber erlebt. Siewohnt
aber nicht etwa auf dem Land,
sondern in Balti, einer Stadt mit
120’000 Einwohnern. Ihr Mann
war am Morgen mit starken
Kopfschmerzen undhohemBlut-
druck erwacht. DerHausarzt riet
sofort, einen Kardiologen aufzu-
suchen.Doch in der Stadt gibt es
nur noch einen im öffentlichen
Spital und es dauertWochen, um
einen Termin zu bekommen.

Weil sich ihr Mann in einem
kritischen Zustand befand, or-
ganisierte Postolachi einen
Untersuch bei einem Kardiolo-
gen in einer Privatklinik und
zahlte die dreimal höheren Kos-
ten aus der eigenenTasche. «All
jene, die sich das nicht leisten
können, sind verloren», sagt
Postolachi.

Niedrige Löhne,veralteteAus-
rüstung und begrenzte Karriere-
aussichten sind die Hauptgrün-
de, warum Moldauerinnen und
Moldauer auswandern. Aber
auch der Krieg im Nachbarland
Ukraine lässt viele das Land ver-
lassen. «Sie suchen für sich und
ihre Familie eine sichere Zu-
kunft», sagt Postolachi.Und keh-
ren auch nicht zurück, anders als
in früheren Jahren, als es ledig-
lich möglich war, für einige Mo-
nate im Ausland zu arbeiten.

Längst haben sich Personal-
vermittlungen darauf speziali-
siert, dieArbeitskräfte abzuwer-

ben, sobald sie ausgebildet sind.
«Noch während des Studiums
schliessen viele Verträge mit Ar-
beitsagenturen ab, die ihrerseits
Sprachkurse und Fahrstunden
offerieren», sagt Postolachi.

Für 35 Millionen Franken
leistet die Schweiz in der Repu-
blik Moldau jährlich Entwick-
lungshilfe. Ein Teil des Geldes
fliesst auch in den Gesundheits-
bereich. Sechs Projekte sind es
derzeit. Beispielsweisewird eine
Reform der psychiatrischen
Versorgung unterstützt oder
für 2,5 Millionen die Notfallhilfe
für Schlaganfallpatienten. Doch
reicht das aus?

Die Schweiz bildet
zu wenig aus und eckt an
Dass die Schweiz vermehrt auf
Personal aus osteuropäischen
Ländern zurückgreift, stösst auf
Kritik.Martin LeschhornvonMe-
dicus Mundi Schweiz, einem
Netz von Entwicklungshilfe-
organisationen imGesundheits-
bereich, sagt: «Seit deutsche oder
französische Fachkräfteweniger
leicht zu bekommen sind, be-
dient sich die Schweiz nun bei
den Schwächsten.» Es sei nicht
fair, wenn die ärmeren Länder

dieAusbildungskosten überneh-
men und die Schweiz dann die
fertigen Ärztinnen und Pflege-
fachpersonen anstelle.

Das sieht auch die Weltge-
sundheitsorganisationWHO so.
Eigentlich gibt es seit 2010 einen
Kodex zur Rekrutierung von Ge-
sundheitspersonal. Und dieser
hält klar fest: Jedes Land sollte
bestrebt sein, dem Bedarf ent-
sprechendmedizinisches Perso-
nal auszubilden, um die Abwer-
bung tief zu halten. Die Krux des
Kodex ist jedoch, dass er freiwil-
lig ist und die Länder lediglich
«nachdrücklich aufgefordert»
sind, ihn einzuhalten.

Die Folge: Seit der Pandemie
halten sich immerweniger Län-
der daran. «Die internationale
AnwerbungvonGesundheitsper-
sonal ist auf Rekordniveau», sagt
Jim Campbell, Direktor des De-
partements Gesundheitsperso-
nal bei derWHO. «Sowie sich die
Länder mit hohen Einkommen
bei der Beschaffung von Impf-
stoffen bei Covid-19 verhalten
haben, so tun es viele jetzt auch
beim Abwerben von Fachkräf-
ten», sagt Campbell.

Für Campbell ist Arbeits-
migration nicht per se schlecht

und gehört zur Freizügigkeit in
den EU/EWR-Ländern. Auch
kann sie für jene, die sich beruf-
lich entwickeln wollen, positiv
sein. Aber: «Wenn Institutionen
aus wirtschaftlich starken Län-
dern Schaden anrichten und Ge-
sundheitspersonal auf Kosten
anderer sichern,verstösst das ge-
gen den Kodex.»

Für die WHO ist klar: Viele
Länder mit hohem Einkommen
bilden schlicht zu wenig Pflege-
fachpersonen undÄrztinnen aus
– auch die Schweiz. Zwarhat die-
seWoche der Ständeratmit deut-
licherMehrheit beschlossen, den
Numerus clausus abzuschaffen.
DerAufnahmetest zumMedizin-
studium sortierte bisher zwei
von drei Bewerbern aus. Und
auch die angenommene Pflege-
initiative sieht eineAusbildungs-
offensive vor.Doch das alles dau-
ert, bis die Fachkräfte amBett der
Patienten stehen.

Die WHO ist aktuell daran,
die Wirksamkeit des Kodex zu
bewerten, und wird die Ergeb-
nisse nächstes Jahr vorlegen.
Denkbar ist, dass es in der
Schweiz künftig eine Lösung
wie in Deutschland oder Gross-
britannien gibt. So hat Deutsch-
land sich bereits freiwillig zur
Umsetzung des Kodexverpflich-
tet und investiert in bilaterale
Arbeitsvereinbarungen. Und in
Grossbritannienmüssen Perso-
nalvermittlungsagenturen mit
Sanktionen rechnen, wenn sie
Personal in Ländern anwerben,
die auf der WHO-Liste der be-
sonders prekären Gesundheits-
systeme stehen.

FürMartin LeschhornvonMe-
dicus Mundi wären Entschädi-
gungszahlungen die stärkste
Massnahme. «Das Zielland
müsste einHerkunftsland für die
Ausbildungskosten entschädi-
gen», sagt er. «Das könnte eine
Win-win-Situation sein.»

Die Schweiz bedient
sich bei den Schwächsten

Abwerben von Gesundheitspersonal Spitäler und Heime rekrutieren vermehrt Ärztinnen und Pfleger
in osteuropäischen Ländern –mit fatalen Folgen für die dortige Gesundheitsversorgung.

Jetzt wird die WHO aktiv.

In der Schweiz
hat ein Drittel
des Pflege-

fachpersonals
ein ausländi-

sches Diplom.
Foto: Keystone

Leiden am meisten unter der Abwanderung: Seniorinnen und Senioren
in den Dörfern der Republik Moldau. Foto: Medicus Mundi


